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Die Westeuropäische Union 


A. Historischer Überblick 

Die Krise, die im Sommer 1954 nach dem Schei- 
tern des Projektes einer Europäischen Verteidi- 
gungsgemeinschaft ausbrach, fand ihre Lösung auf 
den Pariser Konferenzen (19. bis 23. Oktober 1954), 
die durch die Londoner Neun-Mächte-Konferenz vor- 
bereitet worden waren. Zu den in Paris beschlos- 
senen und Unterzeichneten Abkommen gehörte auch 
das „Protokoll zur Änderung und Ergänzung des 
Brüsseler Vertrages vom 23. Oktober 1954. Durch 
diese Revision des Brüsseler Vertrages, den Frank- 
reich, Großbritannien, Belgien, die Niederlande und 
Luxemburg im Jahre 1948 geschlossen hatten, wurde 
die Vertragsorganisation in die „Westeuropäische 
Union" umgewandelt; die Bundesrepublik Deutsch- 
land und Italien traten dem Vertrag bei. 

Aus dem ursprünglichen Vertrag von 1948 wur- 
den die 50jährige Vertragsdauer, die Verpflichtung 
der Mitglieder zu loyaler Zusammenarbeit, zum Bei- 
stand im Angriffsfall sowie zur Schaffung einer 
festen Basis für die wirtschaftliche Erholung Euro- 
pas übernommen; neu waren u. a. die Verpflichtung, 
die Einheit und fortschreitende Integration Euro- 
pas zu fördern und zu ermutigen, und die Einsetzung 
eines Ständigen Rates, der sich der Durchführung 
des Vertrages zu widmen hat. 

Die Westeuropäische Union hat, obwohl sie auch 
ein Verteidigungsbündnis ist, darauf verzichtet, 
einen eigenen militärischen Apparat zu bilden; sie 
stützt sich vielmehr in militärischen Angelegen- 
heiten auf die zuständigen NATO-Stellen. 

Besondere Bedeutung kam in der Situation des 
Herbstes 1954, aber auch in der Folge der im „Pro- 
tokoll Nr. II über die Streitkräfte der WEU" ent- 
haltenen Verpflichtung Großbritanniens zu, Streit- 
kräfte in Stärke von vier Divisionen und einer tak- 
tischen Luftflotte in Europa zu unterhalten, die, 
ausgenommen bei einem akuten Notstand in briti- 
schen Überseegebieten, nur mit Zustimmung der 
Mitgliedstaaten abgezogen werden können. 

Im selben Protokoll Nr. II ist festgelegt, daß die 
Land- und Luftstreitkräfte, die die Mitgliedstaaten 
in Friedenszeiten dem Alliierten Oberbefehlshaber 
Europa auf dem Kontinent unterstellen, bestimmte 
Höchststärken nicht überschreiten dürfen. 

Für alle Mitgliedstaaten — für Großbritannien j 
nur hinsichtlich seiner Streitkräfte auf dem Konti- 
nent — sieht ein weiteres Zusatzprotokoll (Nr. III) 
eine Rüstungskontrolle vor. Zu diesem Zweck hat 
die Westeuropäische Union ein Rüstungskontroll- 
amt errichtet. Die Bundesrepublik Deutschland hat 
bei ihrem Beitritt zur Westeuropäischen Union ge- 
genüber ihren Vertragspartnern in aller Form dar- : 
auf verzichtet, atomare, biologische und chemische 
Waffen in ihrem Gebiet herzustellen: die Liste be- 


stimmter weiterer Waffenarten, auf deren Produk- 
tion sie ebenfalls verzichtet hat, kann unter gewis- 
sen Bedingungen modifiziert werden. Deutschland 
unterliegt einer besonderen Nichtherstellungskon- 
trolle. 

Der Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Rü- 
stungsproduktion und ihrer Standardisierung unter 
den Mitgliedstaaten in enger Verbindung mit der 
NATO soll der 1955 errichtete Ständige Rüstungs- 
ausschuß dienen. 

Die in der Präambel des revidierten Brüsseler 
Vertrages vorgesehene Zusammenarbeit der Mit- 
gliedstaaten in sozialen und kulturellen Angelegen- 
heiten erfolgt seit dem 1. Juni 1960 im Rahmen des 
Europarats. 

Oberstes Organ der Westeuropäischen Union ist 
der Rat. Die Versammlung, deren Rechte und Auf- 
gaben der revidierte Brüsseler Vertrag lediglich in- 
soweit erwähnt, als der Rat ihr einen jährlichen 
Tätigkeitsbericht erstatten muß, hat im Laufe der 
Jahre auf Grund ihrer Arbeiten und des Niveaus 
ihrer Debatten Bedeutung und Gewicht erlangt. 

Sie besteht aus Mitgliedern der nationalen Parla- 
mente der WEU-Staaten, die von diesen Parlamen- 
ten gewählt werden. 

Die Mitgliedstaaten der WEU haben auf der 
Ebene von Regierungssachverständigen Ausschüsse 
gebildet, die vor jeder Vollversammlung der Ver- 
einten Nationen sowie vor den Tagungen des Wirt- 
schafts- und Sozialrates und der Ernährungs- und 
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Natio- 
nen zusammentreten und die Haltung der sieben 
Regierungen in diesen Gremien koordinieren. 

Zur Durchführung der ihr laut Vertrag obliegen- 
den Aufgaben und Verpflichtungen bedient sich die 
Westeuropäische Union des Generalsekretariats und 
des Internationalen Sekretariats des Ständigen Rü- 
stungsausschusses. Das Generalsekretariat hat sei- 
nen Sitz in London; der Ständige Rüstungsausschuß, 
dessen Internationales Sekretariat sowie das Rü- 
stungskontrollamt befinden sich in Paris. 


B. Tätigkeit der Westeuropäischen Union 

I. Tätigkeit des Rates 

1. Allgemein 

Der Rat der Westeuropäischen Union tritt auf der 
Ebene der Ständigen Vertreter, die sich aus den Bot- 
schaftern der Mitgliedstaaten in London und einem 
hohen Beamten des britischen Außenministeriums 
zusammensetzen, in der Regel alle vierzehn Tage 
unter dem Vorsitz des Generalsekretärs in London 
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zusammen. Seit dem Beschluß des EWG-Minister- | 
rats vom 11. Juli 1963 finden vierteljährlich Sitzun- 
gen des WEU-Rats auf Ministerebene statt, um die 
nach der Unterbrechung der Verhandlungen über 
den Beitritt Großbritanniens zur Europäischen Wirt- | 
Schaftsgemeinschaft im Januar 1963 angestrebten 
Kontakte zwischen den EWG-Mitglicdstaaten und | 
Großbritannien im Rahmen der Westeuropäischen 
Union weiterzuführen. 

Im Jahre 1966 hielt der Ministerrat Sitzungen in 
London am 15. und 16. März, in Brüssel am 27. und 
28. Juni, in Paris am 29. und 30. September und in 
Bonn am 19. und 20. Dezember ab. Der Bundes- 
minister des Auswärtigen hatte im letzten Viertel- 
jahr 1966 den Vorsitz im Ministerrat inne. Im Jahre 
1967 fiel die für das zweite Quartal vorgesehene 
Ministerratssitzung in Luxemburg auf Wunsch der 
luxemburgischen Regierung wegen des zu nahen 
zeitlichen Abstandes zur NATO-Ministerratstagung 
aus, so daß bisher lediglich am 4. und 5. April in 
Rom und am 4. und 5. Juli in Den Haag Minister- 
ratssitzungen stattgefunden haben. 


Ministerrat abgegebene Grundsatzerklärung, zu 
einer weltweiten Entspannung beizutragen, die 
ihren Ausgangspunkt in Europa habe. 

Ausführlich trug der Bundesminister des Auswär- 
tigen auf der Apriltagung 1967 des Ministerrats die 
deutsche Auffassung zu allgemeinen Aspekten der 
Ost-West-Beziehungen vor und ging dabei im be- 
sonderen auf die Entwicklung im anderen Teil 
Deutschlands, die Lage in Berlin und die Bemühun- 
gen der Bundesregierung ein, das Verhältnis zu den 
osteuropäischen Ländern zu verbessern. Er bezeich- 
nete die Politik der Bundesregierung auf dem Ge- 
biet innerdeutscher Kontakte als wesentlichen Teil 
der europäischen Entspannungsbemühungen. Der 
andere Teil Deutschlands solle nicht isoliert, son- 
dern müsse in die internationale Entspannung mit 
einbezogen werden. Ziel der deutschen Politik sei 
es, keine internationale Fixierung der Teilung 
Deutschlands und damit die Schaffung vollendeter 
Tatsachen zuzulassen, die die endgültige Regelung 
der Deutschlandfrage im Rahmen einer gerechten 
europäischen Friedensordnung erschweren könnte. 


Die Ministerratssitzungen gliedern sich dem Brüs- 
seler Beschluß von 1963 entsprechend in politische 
Konsultationen und einen Gedankenaustausch über 
die wirtschaftliche Lage in Europa. Die politischen 
Konsultationen finden im Kreise der Außenminister 
der Mitgliedstaaten statt; an der wirtschaftspoliti- 
schen Aussprache nehmen auch Vertreter der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften teil (bis 
zum 1. Juli 1967: der Kommission der EWG). 

Die regelmäßig stattfindenden Konsultationen im 
Ministerrat der Westeuropäischen Union über 
aktuelle europäische Probleme werden von den 
Regierungen der Mitgliedstaaten als nützlich und 
notwendig angesehen. Ein vor kurzem gemachter 
belgischer Vorschlag, statt des vierteljährlichen 
einen viermonatigen Rhythmus der Ministerrats- 
sitzungen einzuführen, fand daher bei der Mehrzahl 
der Ratsmitglieder keine Unterstützung. 

2. Die politischen Konsultationen 

Seit der Wiederaufnahme regelmäßiger Minister- 
ratssitzungen der WEU standen bei den politischen 
Konsultationen die Entwicklung der Ost-West-Be- 
ziehungen und die besonders Deutschland betreffen- 
den Fragen im Vordergrund der Erörterungen. 

Der Bundesminister des Auswärtigen hatte im 
Berichtszeitraum mehrfach Gelegenheit, den deut- 
schen Standpunkt zu den allgemeinen Aspekten der 
Ost-West-Beziehungen darzulegen. Auf der Dezem- 
bersitzung 1966 in Bonn nahm er in seiner Eigen- 
schaft als Ratsvorsitzender Stellung zu den Ergeb- 
nissen des 2. Teils der 12. Ordentlichen Sitzungs- 
periode der Versammlung. Er betonte bei dieser 
Gelegenheit den großen Nutzen der Versammlungs- 
debatten und Empfehlungen für die Arbeit des 
Ministerrats und erklärte, daß die Vorschläge der 
Versammlung insbesondere zur Frage der Zukunft 
der WEU vom Rat sorgfältig geprüft werden müß- 
ten. Als Hauptanliegen der deutschen Ostpolitik 
bezeichnete er unter Bezugnahme auf seine wenige 
Tage vorher am 12. Dezember 1966 vor dem NATO- 


Von den Vertretern anderer Mitgliedstaaten wur- 
den Berichte über offizielle Kontakte mit Regie- 
rungsvertretern und Politikern der osteuropäischen 
Staaten erstattet. So berichtete der Unterstaats- 
sekretär im italienischen Außenministerium, Lupis, 
über den Besuch des sowjetischen Staatspräsidenten 
Podgorny, der englische Außenminister Brown über 
die Besuche des sowjetischen Ministerpräsidenten 
Kossygin und des polnischen Außenministers Ra- 
packi in London, der belgische Europaministor van 
Elslande über den Besuch des rumänischen Außen- 
ministers Manescu, der niederländische Außen- 
minister über seinen Besuch in Rumänien und der 
Generalsekretär im französischen Außenministe- 
rium, Botschafter Alphand, über den Besuch Ra- 
packis in Frankreich. Eine wichtige Rolle bei diesen 
Gesprächen mit den osteuropäischen und sowjeti- 
schen Politikern spielte die Deutschlandfrage. Aus 
den Berichten ergaben sich die großen Bemühungen 
j unserer WEU-Partner, die Gesprächspartner von der 
Aufrichtigkeit der deutschen Entspannungsbestre- 
biingcn zu überzeugen. Alle Delegationen stimmten 
darin überein, daß die bilateralen westlichen Ent- 
spannungsbemühungen den Zusammenhalt im 
Westen nicht auflockern dürften. 

In mehreren Sitzungen behandelten die Minister 
die durch das Ausscheiden Frankreichs aus der inte- 
grierten Kommandostruktur der NATO entstandene 
Lage und die sich daraus ergebenden Rückwirkun- 
gen auf die WEU. Sie beauftragten den Ständigen 
Rat mit der Ausarbeitung eines Berichts über die- 
ses Thema. 

Der Generalsekretär hat auf der Aprilsitzung des 
Ministerrats Zwischenbericht erstattet; der endgül- 
tige Bericht soll den Ministern in ihrer nächsten 
Sitzung am 12. /13. Oktober 1967 in London vor- 
gelegt werden. 

Von den übrigen Themen der letzten Minister- 
ratssitzung im Juli 1967 in Den Haag stand die 
Krise im Nahen Osten im Vordergrund. In der ein- 
gehenden Erörterung legte der deutsche Delegierte 
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dar, daß nach Auffassung der Bundesregierung die | 
Beziehungen Europas zum Nahen Osten auf den ^ 
Grundsätzen von Freiheit und Recht beruhten und ' 
Europa unter Achtung der Souveränität der betrof- 
fenen Staaten sich nicht in ihre Angelegenheiten , 
einmischen und ihr Selbstbestimmungsrecht nicht in 
Frage stellen wolle. Diese Grundsätze gelten für ; 
Israel wie für die arabischen Staaten. Europa könne | 
nicht Zusehen, daß eines der nahöstlichen Länder | 
zerstört werde. Es möchte die arabischen Staaten ! 
davon überzeugen, daß es — weit davon entfernt, ; 
ihr Feind zu sein — ■ mit ihnen in gemeinsamem . 
Interesse ohne Vorbehalte Zusammenarbeiten I 
wolle. Ohne einer Seite ihre Vorschläge aufdrängen 
zu wollen, würden die europäischen Mächte lediglich 
ihre guten Dienste für die Beilegung ungelöster 
Fragen im Nahen Osten anbieten. 

Die Minister widmeten sich auf ihren Tagungen 
ferner der Erörterung der Lage in Hongkong, der 
Entwicklung in China, der Lage im Kongo, den Aus- 
wirkungen der einseitigen Unabhängigkeitserklä- 
rung Rhodesiens sowie der Lage in Indonesien nach 
dem Ende der indonesischen Konfrontationspolitik 
gegenüber Malaysia. 

3. Die wirtschaftlichen Konsultationen 

Die regelmäßige Diskussison europäischer Pro- 
bleme in den Ministerratssitzungen verleiht den 
Wirtschafts- und handelspolitischen Erörterungen be- 
sonderes Gewicht. Der Sprecher der Europäischen 
Gemeinschaften berichtet jeweils über die wirt- 
schaftliche Lage und Entwicklung in der EWG, der 
Vertreter der britischen Regierung erstattet einen 
entsprechenden Bericht über Großbritannien und 
die Europäische Freihandelszone. Die darauf folgen- 
den Diskussionen erstrecken sich auf die Beziehun- 
gen zwischen der EWG einerseits und Großbritan- 
nien sowie der EFTA andererseits. Darüber hinaus 
wurden insbesondere politische und europäische 
Aspekte der Kennedy-Runde erörtert. Uber die 
Themen, die in diesem Gedankenaustausch behan- 
delt werden, finden vor den WEU-Ministerratssit- 
zungen informelle Kontaktgespräche zwischen den 
Ständigen Vertretern der Mitgliedstaaten bei den 
Europäischen Gemeinschaften in Brüssel statt. Die 
britische Delegation hat diesen wirtschaftspoliti- 
schen Gedanken- und Erfahrungsaustausch in ver- 
mehrtem Maße dazu benutzt, ihre Haltung gegen- 
über den Europäischen Gemeinschaften im einzelnen 
darzulcgen und zu erläutern. 

Auf der Ratstagung Ende Dezember 1966 bereitete 
der britische Staatsminister Thomson mit einer Er- 
klärung die Informationsreise vor, die Premier- 
minister Wilson Anfang des Jahres 1967 in die 
Hauptstädte der Sechs und zur Beratenden Ver- 
sammlung des Europarats in Straßburg führte. Auf j 
die bei dieser Ratssitzung auch von seiten des deut- | 
sehen Vertreters gestellten konkreten Fragen, u. a. ' 
bezüglich der Anerkennung der bereits 1961 und j 
1962 erreichten Verhandlungsergebnisse durch Eng- 
land und der Anwendung der von den Sechs bisher 
gefaßten Entscheidungen auf England, ist Premier- i 
minister Wilson bei seinem Besuch in Bonn vom ' 


14. bis 16. Februar d. J. eingehend zu sprechen ge- 
kommen. 

Auf der Ratstagung vom 4./5. April 1967 in Rom 
erstattete der britische Außenminister einen Bericht 
über die Eindrücke, die Premierminister Wilson und 
er von ihrer Sondierungsreise gewonnen hatten. Im 
Lichte dieses Berichtes des britischen Außenmini- 
sters und der auf der Rundreise gegebenen Erläute- 
rungen wurde das Problem der weiteren europäi- 
schen Zusammenarbeit besprochen. Die Tagung 
stand außerdem unter dem Aspekt der bevorstehen- 
den letzten Verhandlungen in der Kennedy-Runde, 
die kurz darauf zu einem erfolgreichen Abschluß 
geführt werden konnte. 

Eines der wichtigsten Ereignisse auf der WEU- 
Ratstagung vom 4./5. Juli d. J. war die Erklärung 
des britischen Außenministers, mit der er den in- 
zwischen in Brüssel eingereichten Beitrittsantrag 
ausführlich begründete. Hieran schloß sich eine aus- 
führliche Debatte, die den Außenministern der Mit- 
gliedsregierungen der Europäischen Gemeinschaften 
zum ersten Mal Gelegenheit bot, ihre grundsätz- 
liche Einstellung zu dem neuen britischen Antrag 
darziilegen.’ Der Bundesminister des Auswärtigen 
nahm sowohl in nationaler Eigenschaft als auch als 
Präsident des Ministerrats der Gemeinschaften Stel- 
lung. Er erklärte, die Bundesregierung bleibe be- 
müht, alle Mitgliedstaaten der Gemeinschaft davon 
zu überzeugen, daß der Zeitpunkt für die baldige 
Aufnahme von Verhandlungen über die Beitritts- 
gesuche weiterer europäischer Staaten gekommen 
sei, um den politischen Zusammenschluß West- 
europas und die engere wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit dieses Raumes voranzubringen. 

Die Ausführungen sind der Ausgangspunkt für 
die im Herbst d. J. stattfindenden Verhandlungen 
im Rat der Europäischen Gemeinschaften zur Be- 
schlußfassung über den britischen Antrag auf Bei- 
trittsverhandlungen. 

4. Der Rat in der Besetzung der Ständigen Ver- 
treter 

Der Ständige Rat in London faßt die für die 
laufende Arbeit der WEU erforderlichen Beschlüsse. 
Er nimmt die Berichte über die Tätigkeit des Stän- 
digen Rüstungsausschusses und des Rüstungskon- 
trollamts entgegen. Jährlich einmal erstattet ein 
Vertreter des alliierten Oberbefehlshabers Europa 
dem Rat Bericht über die Höchststärken der der 
NATO unterstellten Streitkräfte der Mitgliedstaa- 
ten. Die nationalem Oberbefehl unterstellten Trup- 
pen, ihre Bewaffnung und Ausrüstung werden durch 
das im Abkommen vom 14. Dezember 1957 fest- 
gelegte Verfahren, das der Jahreserhebung der 
NATO ähnlich ist, festgestellt und vom Rat gebil- 
ligt. Dem Rat obliegen ferner die Vorbereitung der 
Ministerratssitzungen, der Gemeinsamen Sitzungen 
mit den Ausschüssen der Versammlung, die Bera- 
tung des Jahresberichts, den der Rat gemäß Arti- 
kel IX des Vertrages der Versammlung zu erstatten 
hat, sowie die Beantwortung von Empfehlungen der 
Versammlung und schriftlicher Fragen einzelner 
Abgeordneter. 
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IL Tätigkeit der WEU-Versammlung 

Die Versammlung befaßt sich mit aktuellen poli- 
tischen und wirtschaftlichen Problemen; sie hat 
unter den europäischen parlamentarischen Foren 
insofern eine Sonderstellung inne, als bei ihren 
Tagungen auch verteidigungspolitische Fragen de- 
battiert werden. Zweimal jährlich tritt die Ver- 
sammlung in Paris zu ihren Tagungen zusammen; 
in diesem Jahr hielt sie ihre 13. ordentliche Sit- 
zungsperiode ab. Der erste Teil dieser Sitzungs- 
periode fand vom 13. bis 15. Juni statt; der zweite 
Teil ist für Dezember vorgesehen. 

Die Beratungen der Versammlung schlagen sich 
in Empfehlungen und Anfragen nieder, die an den 
Rat gerichtet werden. Aus der zurückliegenden Zeit 
waren für uns von besonderer Bedeutung die — 
auf der Grundlage der Berichte des belgischen Ab- 
geordneten Molter — beschlossenen Empfehlungen 
und Entschließungen zur Berlin- und Deutschland- 
frage vom Dezember 1961, Dezember 1962, Dezem- 
ber 1964 und Juni 1965. Darin hatte die Versamm- 
lung die WEU- und NATO-Mitglieder wiederholt 
aufgefordert, bei Verhandlungen mit der Sowjet- 
union gemeinsam für die Freiheit Westberlins und 
für die Erhaltung seiner engen Bindungen zur Bun- 
desrepublik Deutschland einzutreten und gemein- 
sam mit den USA „Mittel und Wege zu erforschen, 
um mit der UdSSR in Gespräche über den Abschluß 
eines Friedensvertrages mit Deutschland auf der 
Grundlage der Selbstbestimmung des deutschen 
Volkes einzutreten" (1965). Die Aussprachen in der 
Versammlung, die dem Regierenden Bürgermeister 
von Berlin wiederholt (1961 und 1965) Gelegenheit 
boten, über die Haltung der Berliner Bevölkerung 
in den Krisenjahren zu berichten und den deutschen 
Standpunkt darzulegen, zeigten ein hohes Maß an 
Übereinstimmung in der Deutschland- und Berlin- 
frage. 

Aus dem Berichtszeitraum sind an Empfehlungen 
zu wichtigen Themen zu erwähnen: 


Nr. 

145 

über die Zukunft der WEU (Dezember 
1966) 

Nr. 

146/47 

Zu Fragen der europäischen Welt- 

und 

154 

raumforschung (Dezember 1966 und 
Juni 1967) 

Nr. 

148 

Zum britischen EWG-Beitritt (Dezem- 
ber 1966) 

Nr. 

151 

über das Europa der Sechs und der 
Sieben (Juni 1967) 

Nr. 

144 

Westeuropa und die Entwicklung in 
Osteuropa (Dezember 1966) 


sowie Empfehlungen zur Nahostkrise und Griechen- 
land (Juni 1967), zur Abrüstung, zur Situation im 
Warschauer Pakt und zur Europäischen Sicherheit. 

Der Bundesminister des Auswärtigen nahm im 
Dezember 1966 in seiner Eigenschaft als Vorsitzen- 
der des Ministerrats an der Tagung der Versamm- 
lung teil. In seiner Ansprache wies er auf die Not- 
wendigkeit einer guten Zusammenarbeit zwischen 
Rat und Versammlung hin, erläuterte die Grund- 
linien der Ostpolitik der Bundesregierung und plä- 


dierte für eine Erweiterung der Zusammenarbeit in 
Europa. 

In der Vergangenheit hat das Prinzip der Ein- 
stimmigkeit, dem der Rat bei der Beantwortung der 
Empfehlungen und Anfragen unterworfen ist, in 
mehreren Fällen dazu geführt, daß Empfehlungen 
unbeantwortet geblieben sind. In dem Bemühen, 
derartige Fälle nicht zur Regel werden zu lassen 
und Meinungsverschiedenheiten unter den Ratsmit- 
gliedern zu überbrücken, hat der Rat jedoch 1966 
und im bisherigen Verlauf von 1967 auf alle Emp- 
fehlungen der Versammlung Antworten erteilen 
können. 

III. Das Verhältnis der Organe zueinander 

Die Minister haben sich in ihrer Sitzung vom 
19. und 20. Dezember 1966 in Bonn sehr ausführlich 
mit der Arbeit der Versammlung und den von ihr 
vorgelegten Empfehlungen beschäftigt. Auf der Sit- 
zung in Den Haag am 4./5. Juli sind die Ursachen 
für die Verschlechterung des Verhältnisses zwischen 
Rat und Versammlung, die in der Zurückweisung 
des 12. Jahresberichts des Rats Ausdruck gefunden 
hat, eingehend diskutiert worden. Der Beschluß des 
Ministerrats, durch ein Schreiben des Ratsvorsitzen- 
den an den Präsidenten der Versammlung die Hal- 
tung des Rats darzulegen und sie mündlich zu erläu- 
tern, ist ein Zeichen für den ernsthaften Wunsch 
des Rates, im Geiste gegenseitigen Vertrauens und 
Verständnisses die eingetretenen Mißhelligkeiten 
auszuräumen. Diesem Ziel soll auch die Anregung 
dienen, jährlich einmal eine Aussprache zwischen 
dem Ratsvorsitzenden und dem Präsidenten der 
Versammlung zu veranstalten. 

Die Bundesregierung hat sehr eingehend die in 
der Versammlung laut gewordene Kritik an dem 
Grundsatz der Einstimmigkeit, dem der Rat bei 
allen Beschlüssen unterworfen ist, geprüft. Sie ist 
dabei zu dem Ergebnis gekommen, daß das Prinzip 
nicht angetastet werden kann, ohne die Funktions- 
fähigkeit der WEU als zwischenstaatlicher Organi- 
sation ernstlich in Frage zu stellen. Sie teilt die Auf- 
fassung des luxemburgischen Außenministers, der 
als amtierender Ratsvorsitzender am 15. Juni d. J. 
vor der Versammlung erklärte, daß das Einstimmig- 
keitserfordernis dazu bestimmt ist, in allen wesent- 
lichen Fragen eine Übereinstimmung der Mitglied- 
staaten herbeizuführen und darum ohne Schaden für 
den Zusammenhalt des Bündnisses nicht aufgege- 
ben werden kann. 

Im Dialog zwischen Rat und Versammlung sind 
die Gemeinsamen Sitzungen, zu denen der Rat mit 
dem Ausschuß für Allgemeine Angelegenheiten 
bzw. mit dem Verteidigungsausschuß in unregel- 
mäßigen Abständen Zusammentritt, zu einer be- 
währten Einrichtung geworden. In den Gemein- 
samen Sitzungen werden aktuelle europäische Pro- 
bleme von den Abgeordnten mit dem jeweils amtie- 
renden Vorsitzenden des Ministerrats erörtert. Auf 
der letzten Gemeinsamen Sitzung des Rates mit dem 
Ausschuß für Allgemeine Angelegenheiten am 
4. November 1966 in Bonn wurden die Bedeutung 
wirtschaftspolitischer Themen in der Arbeit der 
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WEU, die Rückwirkungen des Abzugs der französi- 
schen Einheiten aus der integrierten NATO-Militär- 
struktur auf die WEU und die Zusammenarbeit der 
Sieben innerhalb der NATO erörtert. Außerdem 
standen die Deulschlandfrage, die Beziehungen zu 
Osteuropa, die Probleme, die ein britischer Beitritt 
zu den Gemeinschaften aufwerfen würde, und die 
Abstimmung der WEU-Partner untereinander in den 
Organen der VN auf der Tagesordnung. 

IV. Das Rüstungskontrollamt der 
Westeuropäischen Union 

Das 1955 errichtete Rütungskontrollamt der West- 
europäischen Union (Amt) ist die internationale In- 
stitution, die auf dem europäischen Festland die 
festgelegten Rüstungsbeschränkungen der Mitglied- 
staaten überwacht. Kontrolliert wird in Produktions- 
anlagen, in Depots und bei den Streitkräften 

— ■ die Höhe der von den Mitgliedstaaten gehalte- 
nen Waffenbestände durch Prüfung der dem Amt 
übermittelten statistischen und Haushaltsan- 
gaben sowie durch Stichproben, Besichtigungen 
und Inspektionen an Ort und Stelle (sog. Be- 
stands- oder Mengenkontrollen); 

— die Einhaltung der von der Bundesrepublik 
Deutschland übernommenen Verpflichtung, be- 
stimmte Waffenarten in ihrem Gebiet nicht her- 
zustellen (sog. Nichtherstellungskontrollen). 

Rechtsgrundlage sind insbesondere die Protokolle 
Nr. III über die Rüstungskontrolle und Nr. IV über 
das Amt für Rüstungskontrolle zum revidierten 
Brüsseler Vertrag von 1954. 

Für Kontrollen in Produktionsanlagen und in son- 
stigen nichtmilitärischen Einrichtungen ist ein ange- 
messenes Rechtsverfahren zum Schutze privater 
Interessen vorgesehen. Es ist in dem am 14. Dezem- 
ber 1957 Unterzeichneten Übereinkommen über Rü- 
stungskontrollmaßnahmen geregelt; darin wird dem 
Amt auch die Befugnis eingeräumt, gegebenenfalls 
eine richterliche Verfügung zu erwirken und die 
Kontrolle im Wege des Zwanges durchzusetzen. 
Dieses Übereinkommen kann indessen erst in Kraft 
treten, wenn es von allen sieben Mitgliedstaaten 
ratifiziert worden ist. Die sechste Ratifikations- 
urkunde hat Italien am 24. September 1966 hinter- 
legt. Die Ratifizierung durch die Französische Repu- 
blik steht noch aus. Das vom Deutschen Bundestag 
beschlossene Zustimmungsgesetz vom 10. April 
1961 ist im Bundesgesetzblatt Teil II Seite 384 ver- 
öffentlicht, aber mit seinen materiellen Vorschriften 
der Artikel 2 bis 5 noch nicht geltendes Recht, da 
das Übereinkommen noch nicht in Kraft treten 
konnte. 

Die Bestandskontrolle betrifft die im Verzeichnis 
der Anlage IV zum Protokoll Nr. III aufgeführten 
Waffen: bestimmte Fertigfabrikate, Atomwaffen, 
biologische Waffen, chemische Waffen, Kanonen, 
Lenkwaffen und andere Flugkörper, Minen, Bomben, 
Panzer, Kriegsschiffe, Militärflugzeuge und wenige 
große Bestandteile (Rohre mit Verschluß für Kano- 
nen, Geschützrohre mit Verschluß für Panzer, Pan- 
zertürme, Flugzeugzellen und -triebwerke). Die 


biologischen und chemischen Waffen sind vom Rat 
; der WEU genauer definiert. 

Die auf die Bundesrepublik Deutschland be- 
schränkte Nichtherstellungskontrolle erstreckt sich 
auf Atomwaffen, biologische und chemische Waffen; 
ferner auch auf weitreichende Geschosse und ge- 
i lenkte Geschosse mit gewissen Ausnahmen, Kriegs- 
I schiffe, deren Wasserverdrängung bestimmte Gren- 
! zen überschreitet oder die in anderer Weise als 
j durch Dampfmaschinen, Diesel- oder Benzinmotoren, 
Gasturbinen oder Strahltriebwerke angetrieben wer- 
den, sowie Bombenflugzeuge für strategische 
Zwecke. 

Um in den Produktionsanlagen die Kontrolle der 
Nichtherstellung biologischer und chemischer Waf- 
fen sowie weitreichender und gelenkter Geschosse 
zu vereinfachen und zu erleichtern, beantwortet die 
, Bundesregierung alljährlich ein besonderes Aus- 
I kunftsersuchen des Amtes. Danach wählt das Amt 
die Betriebe aus, bei denen eine Nichtherstellungs- 
I kontrolle durchgeführt werden soll. 

Von der Kontrolle ausgenommen sind alle Vor- 
i richtungen, Teile, Geräte, Einrichtungen, Substan- 
I zen und Organismen, die für zivile Zwecke ver- 
I wandt werden oder der wissenschaftlichen, medizi- 
nischen und industriellen Forschung auf den Ge- 
bieten der reinen und angewandten Wissenschaften 
1 dienen. Das Amt befaßt sich ferner nicht mit dem 
I Herstellungsverfahren. 

Die Kontrolle kann auf die Produktionsstufe des 
I Zusammenbaues, d. h. auf die Endmontage der im 
Vertrag genannten Waffen und Bestandteile ausge- 
dehnt werden. Dieser Produktionsstufe entspricht 
I bei der Kontrolle chemischer Substanzen und biolo- 
gischer Produkte die sogenannte kontrollierbare 
i Phase, die vom Rat der WEU für beide Waffenarten 
j definiert worden ist. 

j Soweit es zur Erfüllung des Kontrollauftrages er- 
, forderlich ist, können die Kontrolleure freien Zu- 
j gang zu den Produktionsanlagen und Depots, Ein- 
; blick in Buchungen und Unterlagen sowie Auszüge 
j hieraus und die notwendigen Auskünfte verlangen. 

I 

Die Kontrollen finden in unregelmäßigen mehr- 
jährigen Abständen statt, ohne daß ein Verdacht 
auf überhöhte oder unerlaubte Produktion beste- 
hen müßte. Die Zahl der jährlichen Kontrollen im 
Industriebereidi unterliegt gewissen Schwankungen, 
je nachdem auf welchen Waffenarten in den einzel- 
nen Jahren das Schwergewicht der Kontrollfähigkeit 
liegt. In allen Mitgliedstaaten werden entsprechend 
ihrer industriellen Bedeutung die Bestandskontrol- 
i len in etwa dem gleichen Ausmaß und Umfang 
j durchgeführt. Die Häufigkeit und die Art der Durch- 
führung der während der Berichtszeit im militäri- 
! sehen Bereich erfolgten Kontrollen entsprachen im 
I wesentlichen der Übung, die sich im Laufe der Zeit 
eingespielt hat. 

Die Rüstungskontrolle erfordert ein erhebliches 
Maß an Taktgefühl und Verständnisbereitschaft auf 
beiden Seiten. Für die nationalen Behörden bringt 
die gewissenhafte Sammlung und Bearbeitung aller 
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gewünschten Angaben einen nicht unbeträchtlichen 
Arbeitsaufwand mit sich. Indessen findet das Amt 
in der Erfüllung seiner Aufgaben bei den Firmen 
weitgehend Verständnis, obgleich jede Kontrolle 
mit dem Risiko des bisher noch fehlenden Rechts- 
schutzes belastet ist. 

Die Zusammenarbeit zwischen dem Amt und den 
Bundesbehörden verläuft im allgemeinen harmo- 
nisch. Gelegentlich auftauchende rechtliche und tech- 
nische Probleme haben ihre Ursache oftmals in den 
teilweise unklaren vertraglichen Bestimmungen. Bei 
der Nichtherstellungskontrolle liegt das besondere 
Problem darin, daß das Amt sich einerseits nicht mit 
der zivilen Produktion befassen darf, andererseits 
aber im zivilen Bereich einen Ansatzpunkt für die 
Kontrolle haben muß, um seiner Aufgabe gemäß j 
nach Waffen zu forschen, die nicht vorhanden sein | 
dürfen. Zumindest muß sich das Amt vergewissern i 
können, daß diese oder jene Abteilung einer Firma 
sich nur mit ziviler oder erlaubter militärischer Pro- 
duktion befaßt. 

i 

Die Bundesbehörden achten darauf, daß sich die | 
Tätigkeit des Amtes in den vertraglich festgelegten 
Formen hält, vor allem weil die Regelung etwaiger ; 
Schadenersatzansprüche fragwürdig ist, solange das i 
Rechtsschutzabkommen von 1957 nicht in Kraft ge- 
treten ist. 

V. Der Ständige Rüstungsausschuß der 
Westeuropäischen Union 

Die Einrichtung des Ständigen Rüstungsausschus- 
ses (Standing Armament Comittee — SAG) ist im ; 
Text der Brüsseler Verträge nicht vorgesehen. Er | 
wurde durch Beschluß des Rats der WEU vom 7. Mai 
1955 errichtet. Seine ausdrücklich definierte Auf- j 
gabenstellung umfaßt namentlich die „wirkungs- ! 
vollere Gestaltung der Zusammenarbeit auf dem j 
Gebiet der Rüstung in enger Verbindung mit der i 
Organisation des Nordatlantikvertrages'b Er soll ■ 
„Abkommen oder Absprachen auf Gebieten wie 
denen der Entwicklung, Standardisierung, Produk- 
tion und Beschaffung von Rüstungsmaterial för- 
dern". 

Es muß bezweifelt werden, daß der Rüstungsaus- ; 
schuß und seine Unterausschüsse dieser auf die Rea- 
lisierung konkreter Rüstungsvorhaben abzielenden 
Aufgabenstellung gerecht geworden sind. Die Ent- 
wicklung führte dazu, daß der Rüstungsausschuß 
der WEU im Schatten der Rüstungsarbeit innerhalb 
der NATO geblieben ist und wenig konkrete Ergeb- 
nisse aufzuweisen hat. 


Innerhalb der NATO werden in Erkenntnis der 
fortschreitenden technologischen und wirtschaft- 
lichen Schwierigkeiten bei der Entwicklung von mo- 
dernen WaffensYStemen Bemühungen unternom- 
men, durch eine zweckentsprechendere Neuorganisa- 
tion der Rüstungsgremien die Basis für bessere Ge- 
meinschaftsarbeit zu schaffen. Ähnliche Gedanken 
finden sich in der kürzlich vom Rüstungsausschuß 
dem Rat der WEU zugeleiteten „Studie über Rü- 
stungszusammenarbeit". Sie geht auf die Inititative 
des Internationalen Sekretariats des Rüstungsaus- 
schusses zurück, das sich stark auf eine Aktivierung 
der Tätigkeit im Rahmen der WEU einsetzt. 


C. Stellenbesetzung in der Organisation 

Die in der Westeuropäischen Union tätigen Be- 
diensteten rekrutieren sich ausschließlich aus Staats- 
angehörigen der Mitgliedstaaten. Die WEU verfügt 
über 158 Planstellen, wovon 49 auf das General- 
sekretariat, 29 auf das Intornationale Sekretariat des 
Rüstungsausschusses, 52 auf das Rüstungskontroll- 
amt und 28 auf das Sekretariat der Versammlung 
entfallen. 

Von ihnen werden zwei Drittel von britischen und 
I französischen Bediensteten eingenommen, die als 
Büropersonal, Schreibkräfte, Übersetzer und Kraft- 
fahrer beschäftigt sind. Der auf den ersten Blick er- 
hebliche britische und französische Stellenanteil ist 
darauf zurückzuführen, daß die WEU nur in London 
und Paris Dienststellen unterhält und die Amts- 
sprachen der Organisation Englisch und Französisch 
sind. 

Im höheren Dienst ist die Stellenvorteilung ausge- 
wogener, aber noch keineswegs als befriedigend 
anzusehen. Die Posten des Stellvertretenden Gene- 
ralsekretärs, eines Abteilungsleiters, von drei Refe- 
renten und einer Hilfsreferentin sind mit deutschen 
Staatsangehörigen besetzt. Die Bundesregierung ist 
ständig bemüht, bei der Besetzung freiwerdender 
Stellen auf eine Verbesserung zugunsten des deut- 
schen Stellenanteils hinzuwirken. Für die Stellen- 
besetzung im Büro des Verwaltungsdirektors der 
Versammlung, in dem seit 1965 kein deutscher Be- 
diensteter des höheren Dienstes mehr tätig ist, ist 
sie dabei auf ein vertrauensvolles Zusammenwirken 
mit den deutschen Abgeordneten der Versammlung 
angewiesen. 
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